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0 4 5 N daß auch hier die politiſche Arena von Vertretungskörpern mehr oder 
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En or nm in 15 d u der minder autoriſirten Charakters faſt vollſtändig beſetzt und für politiſche 
5 der 11 e in für 5 Vereine in der That ſehr wenig Raum frei war. Gemeinderath und 
der White Grfenntniffe des Verwaltungsgerichtst 85 1 Landtag wurden neu gebildet, der akademiſche Senat ſchwoll zuletzt zu 
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Vereinsleben des Jahres 1848. Fortſetzung.) f Zuerſt ſcheint die „Sloveuija organiſirt gene] en z jun, denn 
Mittheilungen aus der Praxis: ein Aufruf vom 27. April fordert bereits zur Bildung von Filial⸗ 
Gegen eine vom Laudesausſchuſſe in ſeinem Wirkungskreiſe getroffene Verfügung 1 e flachen 8 ‚u 000 eee n 
N am Beſchwerde an die politiſche Behörde nicht ſtatthaft. an den Verein in Graz auf. Der Verein begiunt ſeine Thätigkeit mit 
Der Dienftbote iſt der Aufſicht des Dienſtgebers anvertraut. Als Element des einem erbitterten Kampfe gegen die deutſchen Fahnenfarben, welcher 
Thatbeſtandes der Verführung ($ 132 III St. ©.) kömmt jedoch dieſes Ver. den Austritt der se 1 der nn en 0 zur Fol e hat 
hältniß nur in den Grenzen in Betracht, welche das Geſetz dadurch daß es 5 e 1 . a 
neben der Aufſicht alternativ anch noch der Erziehung und des Unterrichtes und erhebt bald darauf in einer Petition feine Wünſche ſchon bis zu 
1 gedenkt, deutlich zu erkennen gegeben hat. der Bildung eines Königreiches Slovenien und Ausſcheidung desſelben 
ee Im nn au 0 Die Koſten der Vertretung der Expro⸗ aus dem deutſchen Bunde. 15) Die weitere Thätigkeit des Vereines war 
1878, R. G. Bl 79 nicht zu erleben. 8 44 Geſ. vom 18. Februar eine geringe, nur in der zweiten Hälfte des October entwickelte er 
Das Einhalten der geſetzlichen Form der Eheſchließung wird im Falle des 8 206 wieder eine größere Rührigkeit. . 6 2: 10 
St. G. Verbrechen der zweifachen Ehe) auch für die zweite Ehe voraus- Um der Slovenija das Gleichgewicht zu halten, conſtitnirte ſich 
Wee e e Brautleuten durch einen Religionsgenoſſen, der „deutſche Verein“. In feinem Programme vom 20. Mai verlaugte 
' „e Rel gienslehrer einer Gemeinde iſt, vollzogene dieſer den innigſten Auſchluß an Deutſchland, verſprach aber zugleich, 


Trauungshaudlun ündet kei ſchli 
18 een ee e für die Gleichberechtigung der unter Oeſterreich vereinigten Nationen 
Geſetze und Verordnungen. einzutreten. Bei der Conſtituirung ſüllten ſich die Einſchreibbogen mit 
Beten. Hunderten von Namen; die Mitglieder, meiſt Doctoren und Beamte, 
Erledigungen. ſchrumpften aber bald wieder an Zahl zuſammen, als mit den Wahlen 
. für den Wiener Reichstag das Jutereſſe für das deutſche Verfaſſungs— 
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werk gegen jenes für die Conſtituirung Oeſterreichs in den Hintergrund 


Beiträ 1 15 R Dc ele £ an getreten war. 
2 iträge zur Geſchichte und Statistik der politiſchen Als Dritter war ein „conſtitutioneller Verein“ gegründet worden, 
Vereine in Beſterreich. welcher die Nationalitätenfrage vollſtändig vermied und lediglich die 


Förderung conſtitutioneller Freiheit auf ſeine Fahne ſchrieb, um dadurch 


Von Dr. Karl Hugelmann. a 8 e ve 5 
5 gleichzeitig alle reactionären und republikaniſchen Beſtrebungen zu hindern. 


ee El Folge. Auch in dieſem Vereine ſcheint das doctrinäre Weſen übermächtig ge— 
Das politiſche Vereinsleben des Jahres 1848. weſen zu fein, und da er den Auſchluß an Deutſchland nicht gerade 


Eee von ſich wies, To erflärt es Ko) daß wiederholt Verſuche gemacht 

eee esmehen 1 Br : mann 5 N wurden, ihn mit dem deutſchen Vereine zu verſchmelzen. 
F e i geg I Impulſen folgte mehr minder die Nachhaltiger Einfluß iſt nur dem „demokratiſchen Vereine“ zu Theil 
Partei ildung und damit die Kryſtalliſation des politiſchen Vereins- geworden, welcher aus kleinen, in die Märztage zurückreichenden An- 
weſens in den ſpecifiſch deutſch⸗öſterreichiſchen Ländern, in Steiermark, fängen Ende Juli zu einer feſt geſchloſſenen Körperſchaft ale 
Kärnten, Oberöſterreich und Salzburg. „Wahrung der Volksrechte und Aufrechthaltung der Volksſouverä 11 
Was zunächſt Steiermark 1) betrifft, fo müſſen wir, um die Wirk- bezeichneten die am 26. Auguſt veröffentlichten Statuten als 2 


FN e Eu r N Vat 
) ur dieſes Land ift unſere Hauptquelle „Gatti, die Ereigniſſe des Vgl. die „Salzburger Zeitung“, S. 408 Ss 


&ahraa holen 2 125 : = \ 5 i 
Jahres 1RAR in der Steiermark“. Graz 1850, Zeitung“, S. 420, die „Klagenfurter Zeitung“, S. 202 e 


zweck, und obwohl der Verein weder durch Intelligenz noch Beſitz 
der Mitglieder hervorragte, ſo brachte er es doch durch Beharrlichkeit 


und Energie ſowie durch die ſtete Verbindung mit dem Wiener 
Demokratenvereine dahin, daß er die Octoberbewegung in Steiermark 


beherrſchte. Der „Arbeiterverein“ und der „Bürgerverein“, beide un 
September durch ihn gegründet, ſtützten ihn in ſeinem Beginne, während 
der am 22. September, vielleicht auf die von Wien gegebene Auregung 
hir, gebildete „Centralverein für conſtitutionelle Freiheit und geſetzliche 
Ordnung“ ſich vergeblich bemühte, ihm einen Damm eutgegeutzuſetzen. 1%) 

Als die Nachrichten von den Wiener Ereiguiſſen des 6. October nach 
Graz gelangten, erklärte ſich der demokratiſche Verein gleich der Aula per⸗ 
manent. Durch Mitglieder des Arbeiter- und Bürgervereines verſtärkt, be⸗ 
ſchloß er ſodaun, von dem Gouverneur das Aufgebot des Laudſturmes zu 
erzwingen, um den von dem Banns bedrängten Wienern zu Hilfe zu 
eilen, eveutnell den Gouverneur abzuſetzen und einen Sicherheitsausſchuß 
für Graz und die Provinz zu conſtituiren. Am 11. October hatte der 
demokratiſche Verein fein Ziel erreicht, der Landſturm wurde von dem 
Gouverneur aufgeboten und ein proviſoriſches Comite zur Aufrechthaltung 
der Ruhe, Ordnung und Sicherheit und zur Wahrung der Volksvechte 
trat unter dem Vorſitze des Gouverneurs in's Leben. 

Nach dem Falle Wien's löſten ſich der Sicherheitsausſchuß, der 
demokratiſche und der Arbeiterverein freiwillig auf; denn in der öffent 
lichen Meinung war ein friedlicher Umſchwung eingetreten. Der deutſche 
und conſtitutionelle Verein hatten nämlich gegen das Vorgehen der demo— 
kratiſchen Partei ſchou im October bis zu gewiſſem Grade Stellung genom— 
men, der conſtitutionelle Centralverein und die Slovenija aber verlangten 
in ihrer am 12. November an Fürſt Windiſchgrätz gerichteten Petition 
u. A. geradezu die Auflöſung des demokratiſchen und Arbeitervereines. 17) 


Ueberdies kommt in Betracht, daß die Führer der Bewegung (ſo 
Dr. von Emperger) nach Wien gezogen und dort lahmgelegt waren.“ 


In Karnten finden wir „Volksvereine“ mit entſchieden demo 
kratiſcher Färbung in Klagenfurt und Villach und daneben einen 
Verein der „kärntneriſchen Slobenen“ in Klagenfurt. 

Sloveuenvereine exiſtiren ferner in mehreren Orten Krains (Lai— 
bach, Neuſtadtl, Adelsberg), in Görz und Trieſt und in Trieſt 
beſteht außerdem eine „Societä dei Triestini“ und eine „deutſche Rede— 
halle“. Zu Dalmatien endlich iſt uns wenigſtens aus Zara die 
Conſtituirung einer „Slovanska lipa“ ganz beſtimmt bekannt. 18) 

Den Slovenenvereinen eigeuthümlich ſind zunächſt die Beſtrebun 
gen zur Hebung ihrer Nationalität. 

So unterſtützt der Slovenenverein in Laibach das Comite zur 
Ueberſetzung der öſterreichiſchen Geſetzbücher und die mit den ſlaviſchen 
Rechtsvorträgen betranten Gelehrten, bittet um eine ſloveuiſche UIni 
verſität und richtet eine Denkſchrift an das Miniſterium um Anerken— 
nung der ſlaviſchen Nationalfarben. Der Verein der Kärntner Slovenen 
geht noch viel weiter und verlangt als Garantie der Nationalität direct 
die Trennung des floveniſchen von dem deutſchen Kärnten. 19) 

Von deu großen Fragen jener Tage kommen auch hier vor Allem 
die Wiener Exeigniſſe im October in Betracht. 

Ju dieſer Beziehung kann hier wie ſonſt als allgemeine Regel 
gelten, daß die deutſchen Volksvereine gegen die Unterbrechung und Ber: 
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legung der Reichstagsſitzungen auftraten und die flaviſchen Vereine dem 


gegenüber eine ablehnende Haltung einnahmen. 2") 

Mit den Wiener Octoberereigniſſen fielen ferner die Beſchlüſſe der 
Frankfurter Nationalverſammlung zeitlich zuſammen, daß jedes deutſche Land 
mit einem nichtdeutſchen Lande nur durch das Band der Perſonalunion 
verknüpft ſein dürfe. Dieſe Beſchlüſſe fanden in Oeſterreich bekanntlich 
ſehr getheilte Aufnahme, Gemeinde- und Landesvertretungen ſowie Cor⸗ 


porationen gaben ihren verſchiedenen Anſchauungen Ausdruck. Auf der 


einen Seite ſtaud hier der Klagenfurter Volksverein, der ſich freudig 
den Beſchluſſen des hohen Reichsparlaments unterwarf, auf der anderen 


% Höchſt intereſſant iſt es ferner, daß die deutſchkatholiſche Bewegung, 


welche im October in Graz Wurzel faßt und zu der Bildung einer Gemeinde 
fortſchreitet, weuigſtens außerlich mit dem demokratiſchen Vereine in Ver⸗ 
bindung tritt. 

©, Vgl. die bei Helfert, III, Anhang S. 29, abgedruckten, von Draxler 
dem Redacteur des „Herold“ formulirten Wünſche. 

10) Vgl. Helfert, IV. 3, S. 75 und a. a. O. 

1 Vgl. Wiener⸗Zeitung, Morgenblatt, 
S. 257, 267. 

0) Vgl. Wiener Zeitung, Abendblatt, S. 758; Helfert, I, S. 117 
und S. 135; Wiener Zeitung, Morgenblatt, S. 1088. 


1056; 


Seller, IL) 


ja er weiß ſich ſogar zum Anwalte aller Hilfeſuchenden zu 


der Laibacher und Görzer Slovenenverein, welche an den Kaiſer die Bitte 
um Abberufung der ſüdſlaviſchen Abgeordneten von Frankfurt richteten. 2%) 

Wir wenden uns nun Oberöſterreich zu. 52 

In Linz iſt es vornehmlich der radikale Verein „zur Bildung 
des Volkes und Wahrung ſeiner Rechte“, welcher das Heft in die Hand 
nimmt, ihm folgen der Richtung nach der Rieder „Verein zur politiſchen 
Bildung und Wahrung der Rechte des Volkes“, der Gmundner „Demo— 
kratiſche Volksverein“, vielleicht zum Theile auch der Steyrer „Bürger⸗ 
verein“. Ein conſtitutiouell monarchiſcher Verein vermag in Linz nicht 
durchzudringen, obwohl im September der Aufruf des Wieuer conſtitu— 
tionellen Vereines verbreitet wird und die Einzeichnungsbogen ſich raſch 
mit Namen füllen. 

In Salzburg beſtand ein „Volksverein“ und außerdem, wenig— 
ſteus in der erſten Zeit, auch ein Verein „Invavia“ zur Beſprechung 
öſterreichiſch-deutſcher Jntereſſen, welcher die Candidaten für die Frauk— 
furter Nationalverſammlung in Vorſchlag brachte. 

Von den politiſchen Vereinen, welche in Oberöſterreich oder Salz— 
burg ihren Sitz hatten, können wir nur von einem, nämlich von dem 
radikalen Vereine in Linz einen eingehenderen Thätigkeitsbericht bringen. 

Dieſer Verein, welchen wir zunachſt in Linz ſelbſt, daun in Ur— 
fahr unter wechſelndem Namen tagen ſehen, hat zwar eine beſondere 
Ausdehnung niemals erlangt; in einer Beſchwerdeſchrift an den Gemeinde— 
ausſchuß vom September, in welcher er ſeine Bedeutung betont, gibt er 
die Mitgliederzahl auf 126 an. Es iſt ihm aber gelungen, der von 
ihm vertretenen Richtung zum Durchbruche zu verhelfen; als Beweis hie— 
für genügt wohl, daß der Zug nach Wien im October ohne Widerſpruch 
von Statten gehen konnte. 

Die Thätigkeit des Vereines ſcheint ſich auf alle möglichen Dinge 
bezogen zu haben. Er controlirt alle Behörden und Vertretungskörper, 
er veröffentlicht am 11. Auguſt Placate wegen Beſeitigung der deutſchen 
Farben an den militäriſchen Fahnen und an der Kleidung der weiß— 
gekleideten Mädchen bei dem Empfange des Kaiſers, er eruirt einen bei 


den barmherzigen Brüdern inhaftirten Prieſter und theilt die Reſultate 


der gepflogenen Unterſuchung der Bevölkerung mit, richtet an die Staats— 
verwaltung Petitiböuen zur Regulirung der Verzehrungsſtener u. a m., 
machen, 
welche ſich ſelbſt in Privatangelegenheiten an ihn wenden. Der Höhe— 
punkt der Agitation iſt Mitte October erreicht, man leitet Samm— 


lungen für Wien ein und ſchließlich nimmt der Verein die Werbungen 
für Wien in die Hand, um dort den Wachedienſt zu beſorgen und den 


Kampf der Freiheit zu unterſtützen. Auch die Organiſirung des Land— 
ſturmes wird verſucht, der Regierungspräſident verweigert aber dieſelbe, 
weil weder der Reichstag noch das Miniſterium dieſelbe verlangt hatte. 
Hiemit war der Verein au der Grenze ſeiner Macht angelaugt, es half 
ihm nichts, daß er in Placaten von den Behörden binnen drei Tagen 
Antwort auf die Frage verlangte, ob dieſelben dem Generaliſſimus 
Windiſchgrätz oder dem Reichstage gehorchen wollten. Ju Folge des 
Wechſels der Situation wurde am 8. November die Seele des Ver— 
eins, ein Dr. Backhaus aus Erfurt, polizeilich ausgewieſen und im 
December machte der bekannte Miniſterialerlaß dem demokratiſchen 
Vereinsleben den Garaus. 

Welche Wirkſamkeit der Salzburger Volksverein entfaltet hat, ob 
er namentlich auf den kleinen Succurs für die Wiener im Ockober von 
Einfluß geweſen iſt, iſt ſchwer zu ermitteln. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Gegen eine vom Landesausſchuſſe in ſeinem Wirkungskreiſe ge⸗ 
troffene Verfügung iſt eine Beſchwerde an die politiſche Behörde 
nicht ſtatthaft. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat anläßlich des Miniſterial⸗ 
recurſes der Gemeinde F. gegen die Eutſcheidung der Statthalterei vom 


2. Mai 1886, 3. 13.405, womit unter Beſtätigung des Beſcheides 


= 
S 


Vgl. Helfert, II, S. 247; 
S. 1176; Laibacher Zeitung Nr. 141. 


22) Die ausführlichſten Mittheilungen für dieſes Land haben wir in einem 


21 Morgenblatt, 


Wiener Zeitung, 


in der Bibliothek des Miniſteriums des Innern befindlichen Manuſeriptbande von 


Proſchko gefunden, welches eine „Darſtellung der Ereigniſſe des Jahres 1848 
im Lande ob der Enns“ enthält. 


der Bezirkshauptmannſchaft Z. vom 30. März 1886 dem Begehren 


dieſer Gemeinde um Refundirung der ſür die Verpflegung des Schüb⸗ 


lings Rudolph B. aus G. in Preußen aufgelaufenen Koſten per 28 fl. 
10 kr., beziehungsweiſe der Beſchwerde gegen die diesfalls vom Landes 
ausſchuſſe verfügte Adjuſtirung der Schubrechnung aus 
Gründen keine Folge gegeben wurde, unterm 19. September 1886 ad 
3. 14.637 nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet von Amtswegen die beiden 
Entſcheidungen erſter und zweiter Juſtanz aufzuheben und die gegen den 
Erlaß des Landesausſchuſſes vom 9. Marz 1886, 3. 908, gerichtete 
Vorſtellung der Gemeinde F. als unſtatthaft zurückzuweiſen, weil gegen 
eine von der autonomen Landesbehörde getroffene Verfügung, wie hier 
ſpeciell gegen den Abſtrich eines in die Schubrechnung eingeſtellten 
Betrages, eine Beſchwerde an die politiſche Behörde im Geſetze nicht, 
begründet iſt.“ r. 


Der Dienſtbote iſt der Aufſicht des Dienſtgebers anvertraut. Als 
Element des Thatbeſtandes der Verführung ($ 132 III St. G.) 


Ve 
kömmt jedoch dieſes Verhältniß nur in den Grenzen in Betracht, 


welche das Geſetz dadurch, daß es neben der Aufſicht alternativ 
auch noch der Erziehung und des Unterrichtes gedenkt, deutlich 
zu erkennen gegeben hat. 

Der k. k. Caſſatioushof hat mit Entſcheidung vom 27. März 
1886, 3. 449, die von Joſeph W. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes Korneuburg vom 1. December 
1885, 3. 7741, womit derſelbe des Verbrechens der Verführung zur 
Unzucht im Sinne des § 132, II. Abſatz St. G. ſchuldig erkaunt 
wurde, verworfen. Gründe: Der Schuldſpruch beruht auf der Feſt— 
ſtellung, daß der Angeklagte Joſeph W. ſein Dienſtmädchen Anna B. 
zum Beiſchlafe verführt und gefchwängert hat. Der Verurtheilte, welcher 
den Nichtigkeitsgrund der Z. 9, lit. a des 8 281 St. P. O. geltend 
macht, beſtreitet, daß hier ein Anvertrauen zur Aufſicht vorliege. 

Es kann davon abgeſehen werden, daß in einzeluen Dienſtboten— 
ordnungen, und jo insbeſondere auch im § 16 des für Oeſterreich unter 


der Enns geltenden Geſetzes vom 22. Jänner 1877, L. GG. Bl. Nr. 6, 


ausdrücklich erklärt iſt, daß der Dienſtbote durch den Eintritt in den 
Dienſt unter die beſondere Aufſicht des Dienſtherrn geſtellt werde, und 
daß Letzterer den Dienſtboten zu einem ſittlichen und anſtändigen Be— 
tragen in und außer dem Hauſe zu verhalten habe. 
der Natur der Sache begründet der mit dem Dienſtverhältniſſe ver 
bundene Eintritt in die Hausgenoſſenſchaft bei gleichzeitiger Unterordnung 
unter die Autorität des Dienſtgebers ein factiſches Auvertrauen zur 
Aufſicht. Allerdings iſt der Schutz, der ſich gegen den im § 132, 
IJ. Abſatz St. G. mit Strafe bedrohten Mißbrauch dieſes Vertrauens 
aurufen läßt, kein unbegrenzter. 


Denn ſchon nach 


Die Grenzen hat das Geſetz dadurch, 


daß es neben der Aufſicht alternativ auch noch der Erziehung und des 


Unterrichtes gedenkt, deutlich zu erkennen gegeben 

Danach kann aber im gegebenen Falle, 
Mädchen verführt worden iſt, über die Anwendbarkeit der bezogenen 
Strafbeſtimmung um ſo weniger ein Zweifel beſtehen, als zwiſchen den 
betheiligten Perſonen ein ſchon im Jahre 1879 begründetes Pflegſchafts— 
verhältniß beitand, das erſt, als Anna B. ihrer Schulpflicht entſprochen 
hatte, in ein Dienſtverhältniß überging, und das ſicherlich geeignet war, 
die Einſicht der verführten Perſon in die Ziele des Dienſtgebers und 
vormaligen Pflegevaters zu trüben und ihre Widerſtandsfähigkeit zu 
ſchwächen. 
Enteignung zum Baue von Eiſenbahnen: Die Koſten der Ver: 
tretung der Erpropriaten hat der Expropriant nicht zu erſetzen. 

(Kun Gel. vom 18 Februar 1828, N. G. Bl. Nr. 30.) 

Ju der Enteignungsſache der priv. öſterr.-ung. Staatseiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft hat die erſte Inſtanz im Sinne des § 30 des Geſetzes 
vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, über die an Ort und 
Stelle gepflogenen Erhebungen die von der Eiſenbahngeſellſchaft zu 
leiſtende Eutſchͤdigung feſtgeſtellt, und mit demſelben Beſcheide dem 
Begehren des B. 
ſatz der Koſten der politiſchen Begehung und der gerichtlichen Feſtſtellung 
des Schätzwerthes des enteigneten Grundes keine Folge gegeben, weil 
die Eiſenbahnunternehmung als Exprvpriationswerberin nach § 44 des 
Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, nur die Koſten 
des Enteignungsverfahrens und der gerichtlichen Feſtſtellung der Ent— 


wo ein erſt 15jähriges 


meritoriſchen 
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um Auftrag an die Expropriationswerberin auf Er 


ſchädigung zu beſtreiten hat und weil die Vertretungskoſten einer Partei, 
welche dieſelbe nur in ihrem höchſt eigenen Intereſſe aufwendet, nicht 
zu dieſen von der Eiſenbahnunternehmung zu beſtreitenden nothwendigen 
Koſten im Sinne des § 44 des citirten Geſetzes zu rechnen find. 

In Stattgebung des Recurſes hat die zweite Inſtanz den bezüg⸗ 
lich dieſes Ausſpruches in Betreff der Koſten angefochtenen Theil des 
erſtrichterlichen Beſcheides dahin abgeändert, daß die priv. öſterr.-ung. 
Staatseiſenbahu-Geſellſchaft dem B. die durch das Enteignungsverfahren 
verurſachten, vom k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte zu beſtimmenden und 
die auf 9 fl. 29 kr. beſtimmten Recurskoſten binnen 14 Tagen zu 
erſetzen hat, und zwar dies aus nachſtehenden Erwägungen: Schon der 
§ 4 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, 
ſpricht den Grundſatz aus, daß die Eiſenbahnunternehmung verpflichtet 
it, dem Enteigneten für alle durch die Enteignung verurſachten 
vermögensrechtlichen Nachtheile Eutſchädigung zu leiſten und der § 44 
eit. beſtimmt insbeſondere, daß die Koſten des Enteignungsverfahrens 
und der gerichtlichen Feſtſtellung der Entſchädigung, ſoweit ſie nicht 
durch ein ungerechtfertigtes Einſchreiten einer Partei hervorgerufen 
werden, von der Eiſenbahnunternehmung zu beſtreiten ſeien. Indem nun 
der Eigeuthümer des zu enteignenden Grundes von feinen Rechte Ge— 
brauch macht und zur Wahrung feiner Intereſſen bei der politiſchen 
Begehung und Feſtſtellung der Entſchädigung intervenirt, kann darin 
ein ungerechtfertigtes Einſchreiten der Partei nicht gefunden werden und 
es hat daher die Eiſenbahnunternehmung, da der einzige Ausuahmsfall 
des § 44 ct. nicht eintritt, die Koſten zu erſetzen. Der Zuſpruch der 
Recurskoſten gründet ſich auf die SS 24 und 26 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, welches Anpendung findet, da 
über die Koſtenfrage ein contradictoriſches Verfahren ſtattgefunden hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 8. Juli 
1886, 3. 8046, dem Recurſe der Staatseiſenbahn-Geſellſchaft ſtatt 
gegeben, die oberlandesgerichtliche Entſcheidung abgeändert, den hiedurch 
berührten Theil des bezirksgerichtlichen Beſcheides wiederhergeſtellt und 
das Begehren um Erſatz der Koſten des Recurſes ſowie der Gegen— 
äußerung als im Geſetze nicht gegründet abgewieſen, wobei von der 
Erwägung ausgegangen wurde, daß eine Enutſcheidung über die aus 
Anlaß der politiſchen Begehung eutſtandenen Koſten dem Gerichte über— 
haupt nicht zuſteht, daß die gerichtliche Ermittlung der Eutſchädigung 
für die Folgen einer Euteignung nach den Grundſätzen des nicht 
ſtreitigen Verfahrens ſtattzufinden hat, daß in dieſem Verfahren ein 
Erſatz des mit der Wahrnehmung der eigenen Intereſſen einer Partei 
verbundenen Aufwandes nicht angeſprochen werden kaun, daß die einer 
Eiſenbahn durch § 44 des Enteiguungsgeſetzes auferlegte Verpflichtung 
ſich daher nicht auf die Vergütung eines derartigen Aufwandes aus— 
dehnen laßt und daß § 4 dieſes Geſetzes Koſten des Verfahrens über— 
haupt nicht zum Gegenſtande hat. Ger.⸗Ztg. 


Das Einhalten der geſetzlichen Form der Eheſchließung wird im 

Falle des § 206 St. G. (Verbrechen der zweifachen Ehe) auch 

fur die zweite Ehe vorausgeſetzt. Die zwiſchen iſraelitifchen 

Brautleuten durch einen Neligionsgenoſſen, der weder Nabbiner 

noch Religionslehrer einer Gemeinde iſt, vollzogene Trauungs⸗ 
handlung begründet keine Eheſchließung. 

Der mit Urtheil des Landesgerichtes zu Krakau vom 29. October 
1885, 3. 18.413, wegen des Verbrechens der zweifachen Ehe 
nach § 206 St. G. ſtraffällig erkannte Adolph M. wurde auf Grund 
ſeiner hiegegen angebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde vom k. k. Caſſations⸗ 
hofe mit Entſcheidung vom 15. März 1886, 3. 13.487 ex 1885, 
freigeſprochen. 

Gründe: In thatſächlicher Beziehung hat das Erkeuntnißgericht 
feſtgeſtellt, daß der Angeklagte Adolph M., welcher am 30. Jänner 1881 
mit Caroline V. nach Vorſchrift des § 127 a. b. G. B. getraut 
wurde, ſontit mit derſelben eine giftige Ehe geſchloſſen hat, unter Wer- 
heimlichung dieſes Umſtandes und trotz des aufrechten Beſtandes dieſer 
ſeiner giltig geſchloſſenen Ehe mit Clara P., die er im Jahre 1884 
kennen lernte und deren Zuneigung er zu erwerben wußte, in deren 
Elternhauſe zu Wieliczka im Monate Jänner 1885 durch einen frem⸗ 
den unbekannten Juden in Gegenwart mehrerer Zeugen und unter Be⸗ 
obachtung aller rituellen Gebräuche und Förmlichkeiten nach moſaiſchem 
Ritus ſich trauen ließ, ſomit mit Clara P. eine zweite Ehe geſchloſſen 
habe. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen wurde der Angeklagte des im 
§ 206 St. G. vorgeſehenen Verbrechens der zweifachen Ehe ſchuldig 


erklärt. Die gegen dieſes Urtheil unter Anrufung des Nichtigkeits⸗ 
grundes des § 281, 3. 9 St. P. O. ergriffene Nichtigkeitsbeſchwerde, 
welche auf die Behauptung geſtützt wird, daß die der Entſcheidung zu 
Grunde gelegte That, in Anbetracht deſſen, daß die durch einen un— 
bekannten Juden nach moſaiſchem Ritus vollzogene Trauung als ein 
Eheſchließungsact ſich nicht anfehen läßt, rechtsirrthümlich unter den 
Begriff des Verbrechens der zweifachen Ehe unterſtellt wurde, muß als 
begründet angeſehen werden. Das Weſen des im ſittlichen Principe der 
Monogamie wurzeluden Verbrechens der zweifachen Ehe liegt darin, daß 
durch Mißbrauch der durch das Geſetz ſtatuirten Eheſchließungsform 
einer unſtatthaften ehebrecheriſchen Verbindung der Schein der Ehe 
gegeben wird. Vorausgeſetzt wird für den Thatbeſtand dieſes Verbrechens 
eine den geſetzlichen Vorschriften über die Form der Eheſchließung ent: 
ſprechende Ehe, mag dieſelbe auch ungiltig oder nichtig ſein. Die Ehe 
iſt nach unſerem Geſetze ein Vertrag des beſtimmten, im § 44 a. b. 
G. B. angegebenen Inhaltes. Ein Vertrag dieſes Inhaltes muß alfo 
jedenfalls zwiſchen Mann und Weib abgeſchloſſen ſein; allein dieſe bloße 
Abſchließung eines ſolchen Vertrages zwiſchen beiden Theilen, wie ſie 
für gewöhnliche Verträge genügen würde, reicht zur Eheſchließung noch 
nicht zu. Der Ehevertrag kann nach unſerer Geſetzgebung wegen des 
hohen öffentlichen Intereſſes, das ſich darau knüpft, nur unter öffeut⸗ 
licher Autorität zu Staude kommen; die bloße Willenserklärung zwiſchen 
den Parteien iſt noch kein Ehevertrag, ſondern wird es erſt dann, 
wenn fie von dem hiezu durch das Geſetz beſtimmten Organe der 
öffentlichen Autorität entgegengenommen und beſtätigt wird, wie ſich 
dies aus den SS 69, 75, 76, 80, 82, 88 a. b. G. B. und bezüglich 
der Judenehen aus der Beſtimmung des § 127 a. b. G. B. von 
ſelbſt ergibt. Das Organ der öffentlichen Autorität zur Intervention 
bei einer Judenehe iſt zufolge der Vorſchrift des § 127 a. b. G. B. 
nur der zur Vornahme der Trauung berechtigte, mit der Führung der 
Trauungsbücher betraute Rabbiner oder Religionslehrer einer Cultus— 
gemeinde, und uur die durch ein ſolches Orgau vollzogene Trauung 
kaun als ein Eheſchließungsact im Sinne des Geſetzes augeſehen werden. 
Wo dagegen dasjenige nicht zutrifft, was als ein Kriterium einer Ehe— 
ſchließung gilt, wo die Willenserklärung der beiden Theile über die 


einzugehende Ehe von einem hiezu beſtellten Organe der öffentlichen | 
Autorität nicht eutgegengenommen wird, da kann von einer Eheſchließung 


auch nicht die Rede fein; die derart vollzogene Verbindung kann als 
Ehe überhaupt nicht augeſehen werden; ihr gegenüber kann auch von 
einer Scheinehe nicht die Rede ſein, zu deren Ungiltigkeitserklärung es 
erſt eines richterlichen Ausſpruches benöthigen würde, wie dies ins— 


beſondere bezüglich der ohne Beobachtung der geſetzlichen Eheſchließungs⸗ 


form eingegangenen sogenannten Judenehen mit dem Hofkanzleidecrete 
vom 16. December 1826, J. G. S. Nr. 2250, ausdrücklich aus 
geſprochen worden iſt. 

Jnſofern nun der erſte Richter im gegebenen Falle auf Grund 
der Feſtſtellung, daß der Angeklagte mit Clara P. durch einen un⸗ 
bekannten alten Juden nach moſaiſchem Ritus getraut worden iſt, an— 
genommen hat, daß die Trauung einen Eheſchließungsaet begründe, und 
dem zufolge den Angeklagten des Verbrechens der zweifachen Ehe ſchuldig 
erklärte, hat er das Geſetz unrichtig angewendet, weil das geſetzliche 
Merkmal der Eheſchließung durch das dieſem Merkmale zu Grunde 
gelegte thatſächliche Verhältniß keineswegs verkörpert erſcheint. 


Literatur. 


Dr Jiri Prazak, k. k. o. ö. Profeſſor an der böhmiſchen Carl-Fer⸗ 
dinands⸗Univerſität zu Prag: Spory o prislasnost mezi soudy a urady 
spravnimi. Die Competenzeoufliete zwiſchen Gerichten und Verwaltungs— 
behörden.) Dil druhy. (II. Theil.) Mit einem Geſetz⸗ und Sachregiſter für beide 
Theile. Prag, F. Zimasek, 1886. 

Dem vor drei Jahren erfchienenen I. Theile, worin die generellen Beſtim— 
mungen und Geſichtspunkte entwickelt wurden, und auf deſſen Werth bereits hin— 
gewieſen iſt, folgt nunmehr der II. Theil, welcher die Details der Lehre von der 
Competenz mit Bezug auf die einheimiſche Geſetzgebung und Rechtſprechung in 
derſelben gehaltvollen Art erörtert, welche ſchon damals hervorgehoben worden 
iſt und das Werk zu einem verläßlichen Wegweiſer in der ſehr heiklen Materie 
geſtaltet, in der es die Fachgenoſſen zu orientiren ſich vorſetzt. Für die praktiſche 


Anwendung erſcheint dieſer II. Theil naturgemäß von noch größerer Bedeutſam⸗ 


keit als der J., zumal der Verfaſſer ſowohl durch eine wohldurchdachte ſyſtema⸗ 
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tiſche Einreihung des Stoffes, als durch zwei mit Umſicht und Genauigkeit ange 
legte Regiſter ein Geſetz⸗ und ein Sachregiſter) über beide Theile des Werkes 
die Beuützung bedeutend erleichtert hat. Erſtere baſirt auf der Idee, die vorzüg— 
lichſten Verwaltungsgebiete, in deren Bereiche die augeregten Eompetenzeonfliete 
fich zu ereignen pflegen, geſondert in Betracht zu ziehen, als welche die nach— 
folgenden fünf gekennzeichnet ſind: a) die Militärverwaltung, ) die 
Polizei (einſchließlich die Evidenz der Bevölkerung und das Armenweſen), 
c) Cultus und Unterricht, d) Volkswirthſchaſtspflege mit der weiteren 
Untertheilung in die Gebiete: Einſchränkung der Privatrechte in öffentlichem 
Intereſſe; Ausnützung der Waſſerkraft; öffentliche Communicationsmittel; Ur— 
production; Induſtrie und Handel), ſchließlich e) die Finanzverwaltung. Dieſe 
Eingliederung des Inhaltes iſt thatſächlich ſo erſchöpfend, daß der Praktiker in 
Stand geſetzt iſt, ſich über alle denkbaren und wirklich vorkommenden Competenz— 
fragen zweifelhafter Art zu informiren. Daß Theorie und Rechtſprechung bis in 
die jüngfte Zeit herab berückſichtigt erſcheinen (letztere bis zum Ausgange des 
Jahres 1884), iſt ſelbſtverſtändlich, insbeſondere iſt die Aufnahme des von der 
nichtdeutſchen Fachpreſſe diesfalls nach beiden Richtungen Gebotenen ſchätzbar, 
weil dasſelbe ſonſt der wiſſenſchaftlichen Benützung entgeht, heutzutage jedoch 
ſchon einen Umfang erreicht hat, welcher zur näheren Beachtung bemüſſigt, wie 
dies ſpeciell aus dem vorliegenden II. Theile an Tag tritt. Was wir mit beſon— 
derer Anerkennung begrüßen, iſt ferner die Unbefangenheit und Schärfe der 
Diſtinetion in der Kritik, welche ſelbſt an die Judieatur der höchſten Inſtanzen 
rein ſachlich und von dem allein maßgebenden Standpunkte aus angelegt wird, 
daß bei Entſcheidung derartiger Confliete die Qualität der Inſtitutionen mit 
Bezug auf die Opportunität zur Erreichung des Staatszweckes in's Auge zu 
faſſen iſt. Was dem in der einen Function, der Rechtfindung oder Admini— 
ſtration, vorwiegend eingearbeiteten Rechtsmann zumeiſt ſehr ſchwierig iſt, die 
vergleichende Abwägung der oft complicirten und ſich widerſtreitenden Motive 
unter einem höheren dritten, war dem Verfaſſer durch ſeine mehrjährige Thätig— 
keit als Advocat erleichtert, die ihm einen ſolchen ausgiebigen Einblick in die 
Praxis der Gerichte ſowohl als der Verwaltungsbehörden vermittelte, wie er 
durch akademiſche Studien allein nie zu gewinnen iſt. Daher die Sicherheit, mit 
welcher ſelbſt die verwickeltſten Con zroverſen in gedrängter, inhaltlich triftiger 
und wohlbegründeter Motivirung gelöft werden. Dem Erſcheinen des verſprochenen 
deutſchen Textes, vom Verfaſſer ſelbſt, behufs Verbreitung des inſtruetiven Werkes 
in den weiteſten Kreiſen, ſehen wir deshalb mit Intereſſe entgegen. Er 
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Semeſter. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt 
Mähren. 

XI. Stück. Ausgeg. am 10. April. — 30. Kundmachung des k. k. Statt— 
halters in Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der der Stadtgemeinde 
Mähr. Oſtrau bewilligten Einhebung einer Gebühr für polizeiliche Dienſtleiſtungen 
bei öffentlichen Beluſtigungen. — 31. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der den Gemeinden Samotiſchek und 
Weſelicko bewilligten Einhebung einer Taxe für die Aufnahme in den Gemeinde— 
verband. — 32. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Fe— 
bruar 1886, betreffs der der Gemeinde Hotzenplotz mit den dazu gehörigen 


für die Markgrafſchaft 


Singulargemeinden Taſchenberg, Stubendorf, Witkowitz und Bodenſtadt bewilligten 
Einhebung einer Hundeſteuer. — 33. Kundmachung des k. k. Statthalters in 


Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der mehreren Gemeinden bewilligten 
Einhebung einer Todten-, Vieh- und Fleiſch-Beſchaugebühr. — 34. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der den Ge— 
meinden Mähr.⸗Weißkirchen, Mähr.⸗Oſtrau und Mähr.⸗Trübau bewilligten Ein⸗ 
hebung von Miethzinskreuzern. — 35. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der der Gemeinde Hoſtenitz nebft dem 
für das Jahr 1885 ſchon bewilligten 64perc., beziehungsweiſe 50perc. Zuſchlage 
zur Grundſteuer bewilligten Einhebung eines weiteren 89perc., beziehungsweiſe 
93perc. Zuſchlages zu der Gebäude-, Erwerbs- und Einkommenſteuer. 
36. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 1886, 
betreffs der deu Gemeinden Kanitz und Pleſchowetz zu den ſchon bewilligten 
Zuſchlägen zu den directen Steuern bewilligten Einhebung eines weiteren 36pere., 
beziehungsweiſe 691 perc. Zuſchlages zu der Gebäude-, Erwerbs- und Einfommen- 
ſteuer. — 37. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 
1886, betreffs der der Gemeinde Jaworek nebſt der ſchon bewilligten 48pere 
Umlage auf die Grund, Erwerbs- und Einkommenſteuer bewilligten Einhebung 
eines weiteren 240perc. Zuſchlages zur Hauselaſſenſteuer. — 38. Kundmachung 


des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 1886, betreffs der der Ge⸗ 
meinde Zutaw nebſt der ſchon bewilligten 38perc., beziehungsweiſe 28perc. 
Umlage für das Jahr 1885 bewilligten weiteren 160pere. Zuſchlages zu allen 
directen Steuern. — 39. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
26. Februar 1886, betreffs der der Gemeinde Jezera im Jahre 1885 bewilligten 
Einhebung eines 126perc., beziehungsweiſe 116pðerc. Zuſchlages zu den directen 
Steuern und eines weiteren 26pere. Zuſchlages zu der Gebäude, Erwerbs⸗ und 
Einkommenſteuer. — 40. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
26. Februar 1886, betreffs der der Gemeinde Habruwka bewilligten Einhebung 
eines 110 ½ pere. Zuſchlages zu den directen Steuern und eines weiteren 151 „perc. 
Zuſchlages zu der Hausclaſſen⸗, Erwerbs- und Einkommenſteuer im Jahre 1885. 

41. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Februar 1886, 
betreffend die mehreren Gemeinden bewilligten Umlagen auf die directen Steuern. 
— 42. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. März 1886, 
betreffend die Verlängerung der Conceſſion zum Bezuge einer Brückenmauth für 


die auf der Bezirksſtraße Weißkirchen ⸗Bodenſtadt⸗Liebauer Bezirksgrenze befind⸗ 


lichen Brückenobjecte und die Neuerrichtung einer Brückenmauth für die Becwa⸗ 
brücke bei Auſti im Zuge der Bezirksſtraße Weißkirchen⸗Keltſch⸗Byſtritzer Bezirks⸗ 
grenze. — 43. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 14. März 
1886, betreffend die Verpflegskoſtengebühr in der mähr.⸗ſchleſ. Zwangsarbeits⸗ 
anſtalt in den Jahren 1885 und 1886. — 44. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 17. März 1886, betreffend die Competenz der königl. 
ſächſiſchen Behörden zur Ausſtellung von Leichenpäſſen. — 45. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 22. März 1886, betreffend die Autoriſirung 
des Leiters des von der Dampfkeſſel-Unterſuchungs⸗ und Verſicherungsgeſellſchaft 
in Wien neu errichteten Juſpectorates in Lundenburg, Oscar Mazella, zur Er— 
probung und periodiſchen Unterſuchung der Dampfkeſſel der Geſellſchaftsmitglieder 
in Mähren. — 46. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
22. März 1886, betreffend die eingetretenen Veränderungen in den zwei Dampf—⸗ 
keſſelprüfungsbezirken Iglau Nikolsburg. 

XII. Stück. Ausgeg. am 14. April. — 47. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 15. März 1886, womit mit Bezug auf das Geſetz vom 
2. Februar 1886, L. G. Bl. Nr. 12, mit welchem die 88 2, 3, 4, 7, 9, 15, 
16, 21, 22, 23, 24 und 27 des Geſetzes vom 10. Februar 1884, L. B. Bl. 
Nr. 28 für die Markgrafſchaft Mähren, betreffend die Organiſation des Gemeinde— 
Sanitätsdienſtes, und das Geſetz vom 8. November 1882, L. G. Bl. Nr. 141, 
abgeändert wurden, einzelne Beſtimmungen der mit der Verordnung vom 
16. September 1884, L. G. Bl. Nr. 67, kundgemachten Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zum Sanitätsgeſetze im Einvernehmen mit dem mähr. Landesausſchuſſe 
abgeändert wurden. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 7 Mai. — 48. Verordnung des Juſtizmini⸗ 
ſteriums vom 24. März 1886, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Suchow 
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Ung.⸗Oſtra in Mähren. — 49. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 3. April 1886, betreffend die 
Verleihung des Beſugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 
50. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 21. April 1886, 


betreffend mehrere Aenderungen des Statutes der Hypothekenbank der Markgraf 
51. Kundmachung 


ſchaft Mähren und der Zuſatzbeſtimmungen zu demſelben. 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 21. April 1886, betreffend mehrere 
Aenderungen der Durchführungsvorſchrift zu dem Statute der Hypothekenbank 
der Markgrafſchaft Mähren. — 52. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 27. April 1886, betreffend die Verpflegstaxen in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 22. Mai. 53. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
womit eine Dienſtboten⸗Ordnung für die Markgrafſchaft Mähren erlaſſen wird. 

XV. Stück. Ausgeg. am 1. Juni. — 54. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 24. April 1886, betreffend die Zuweiſung der Orts⸗ 
gemeinde Suchow des Gödinger politiſchen Bezirkes zum Sprengel der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Ung.⸗Hradiſch. — 55. Kundmachung des mähr. Landesausſchuſſes 
vom 30. April 1886, betreffend die 61. Verloſung der mähriſchen Grund⸗ 
entlaſtungs⸗Obligationen. — 56. Kundmachung des mähr. Landesausſchuſſes vom 
1. Mai 1886, betreffend die 27. Verloſung der mähr. Propinations⸗Ablöſungs⸗ 
Obligationen. — 57. Kundmachung des k 8k. Statthalters in Mähren vom 
13. Mai 186, betreffend die Zurücklegung des Civilgeometerbefugniſſes von 
Seite des behördlich autoriſirten Civilgeometers Anton Prihoda in Deutſch⸗Liebau. 
— 58. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 17. Mai 1886, 
betreffend die Zuweiſung der evangeliſchen Glaubensgenoſſeu in den Sprengeln 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaften Waidhofen a. d. Thaya und Oberhollabrunn 
in Niederöſterreich zur evangeliſchen Kirchengemeinde A. C. Znaim⸗Iglau. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 18. Juni. — 59. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 31. Mai 1886, mit welcher ein Unterricht über 
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das technische Verfahren bei dem Baue und der Erhaltung der Bezirksſtraßen 
2. Claſſe (Nebenſtraßen) erlaſſen wird. 


Gefeg: und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober⸗ und Nieder⸗Schleſien. 


I. Stück. Ausgeg am 15. Februar. — 1. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 9. December 1885, 3 14.330, betreffend die 
Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt zu Iglau in 
Mähren. — 2. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
21. December 1885, Z. 14.815, betreffend den Fortbezug der Weg⸗ und Brücken⸗ 
mauth auf der von Karlsthal nach Hillersdorf führenden Bezirksſtraße. 
3. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 22. December 
1885, Z. 14.816, betreffend die fernere Bemauthung der von Zuckmantel über 
Petersdorf und Hennersdorf nach Bottig führenden Bezirksſtraße. — 4. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 22. December 1885, 
3. 14.623, betreffend die fernere Bemauthung der Freudenthal⸗Karlsberger und 
der Benniſch⸗Heidenpiltſcher Bezirksſtraße und der im Zuge derſelben befindlichen 
Grenzbrücken über den Morafluß. — 5. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 24. December 1885, Z. 14.997, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxen in den offentlichen Krankenanſtalten in Tirol. — 6. Kundmachung 
des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 27. December 1885, 3. 15.128, 


betreffend die Feſtſetzung der Vergütung für die Militär⸗Durchzugskoſt im Jahre 


1886. — 7. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
2. Jänner 1886, 3. 11, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in den 
k. k. Krankenanſtalten in Wien für das Jahr 1886. — 8. Kundmachung des 
k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 15. Jänner 1886, 3. 14.994 ex 1885, 
betreffend den Fortbezug der Bruckenmauthgebühren in Gilſchwitz — 9. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 21. Jänner 1886, 
3. 14.683, betreffend die fernere Bemauthung der auf dem Verbindungswege 
zwiſchen der ſchleſ. Gemeinde Stiebnig nnd der mähr. Gemeinde Koſchatka 
befindlichen Brücke über den Oderfluß. 10. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 22. Jänner 1886, 3. 347, betreffend die Ueber⸗ 
nahme der Verpflegskoſten für nach Schlefien zuſtändige Kranke, welche wegen 
Anſteckungsgefahr oder Gemeingefährlichkeit der Krankheit zur ärztlichen Behand⸗ 
lung in eine nicht öffentliche Krankenanſtalt übergeben werden, auf den ſchleſiſchen 
Landesfond. 11. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
25. Jänner 1886, Z. 1071, betreffend die Verpflegstarife iu den öffentlichen 
Krankenanſtalten Steiermarks. 

II. Stück. Ausgeg am 15. Februar. 12. Verordnung der Miniſterien 
des Junern, des Ackerbaues und der Finanzen vom 30. Jänner 1886 zur 
Durchführung des Geſetzes vom 6. April 1885, L. G. Bl. Nr. 19, betreffend 
die Regulirung des Weichſelfluſſes ſammt Nebenflüſſen in Schleſien. 13. Kund⸗ 
machung des k. k. mähr.⸗ſchleſ Oberlandesgerichtes vom 26. Jänner 1886, 
3. 911, betreffend die Lifte der im Sprengel dieſes Oberlandesgerichtes nach 
§ 24 des Geſetzes vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 
1886 aufgeſtellten Sachverſtändigen für die Enteiguung zum Zwecke des Betriebes 
und der Herſtellung von Eiſenbahnen. 

III. Stück. Ausgeg. am 27. Februar. 14. Kundmachung des ſchleſiſchen 
Landesausſchuſſes vom 28. Jänner 1886, 3. 517, betreffend die Landesumlage 
für das Jahr 1886. 15. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von 
Schleſien vom 1. Februar 1886, Z. 1230, betreffend die Kennzeichnung der von 
der Lungenſeuche geneſenen (durchſeuchten) Rinder. 16. Kundmachung des 
k. k Landespräſidenten von Schleſien vom 8. Februar 1886, 3. 1810, mit 
welcher der Geſchäfts⸗ und Reiſeplan der ambulanten Stellungscommiſſionen im 
Kronlande Schleſien für die regelmäßige Stellung des Jahres 1886 veriaut- 
bart wird. 

IV. Stück. Ausgeg. am 31. März. 17. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 2. Februar 1886, 3. 1420, betreffend die 
Feſtſetzung der Verpflegstaxe III. Claſſe im allgemeinen Kranlenhauſe zu Linz. 

1. Kundmachung der k. k. ſchleſ. Landesregierung vom 10. Februar 1886, 
3. 317, betreffend das Schutzgebiet jür die der Stadtgemeinde Troppau gehörigen 
Trinkwaſſerleitungen in den Gemeinden Katharein und Jaktar. — 19. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 13. Februar 1886, 
8. 2018, betreffend die Verpflegstaxen des Vakuf-Spitales zu Sarajevo in 
Bosnien. 20. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schlefien vom 
21. März 1886, 3. 314, betreffend eine Erleichterung von der Beſtimmung des 
§ 21 der ſchleſ. Straßenpolizei⸗Ordnung. * 

V. Stück. Ausgeg. am 30. Mai. — 21. Geſetz vom 1. Mai 1886 
betreffend die Functionszulage der Leiter einclaſſiger Volksſchulen. 22. Geſeb 
vom 1. Mai 1886, wodurch die Functionszulagen der Leiter der einclaſſigen 
Volksſchulen und die Dienſtalterszulagen der Lehrer an den Volks- und Bürger- 


ſchulen in Schleſien auf den Landesſchulfond übernommen werden. — 23. Kund⸗ 
machung des k. k Landespräſidenten von Schleſien vom 29. April 1886, 
Z. 5209, über die für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge im Jahre 1886 
zu leiſteude Vergütung. — 24. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von 
Schleſten vom 3. Mai 1886, 3. 5313, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegs⸗ 
tagen in deu öffentlichen Spitälern Dalmatiens. 

VI. Stück. Ausgeg. am 31. Mai. — 25. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
betreffend einige waſſer⸗ und forſtpolizeiliche Maßnahmen. 


Vandes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


J. Stück. Ausgeg. am 25. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection vom 9. December 1885 wegen Bemauthung der neuerbauten Brücke 
über den Dunajecfluß bei Melsztyn auf der Gdöw⸗Gorlicer Militär-Parallelſtraße. 
— 2. Kundmachung der galiziſchen k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 28. November 
1885, 3. 83. 93, betreffend einige Erleichterungen der beſtehenden Vorſchriften 
über die Handhabung der Waarencontrole im Grenzbezirke. — 3. Kundmachung 
des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 14. December 1885, 3. 11.484, betreffend 
die Ausſcheidung der Ortſchaften Konary, Nieciecza, Podleſie debowe und Zabno 
mit Przedmiescie und Targowisko aus dem Sprengel der Bezirksvertretung in 
Tarnow und deren Zuweiſung zun Sprengel der Bezirksvertretung in Dabrowa. 
— 4. Verordnung der k. k. Statthalterei für Galizien vom 24. December 1885, 
3. 73.552, betreffend die Einführung des Brandzeichens für die von Lungenſeuche 
geneſenen (durchſeuchten) Rinder. 


II. Stück. Ausgeg. am 5. Jänner. 5. Kundmachung des Miniſteriums 
des Junern vom 12. December 1885, 3. 17.921, betreffend die Arzneitaxe für 
das Jahr 1886. 

III. Stück. Ausgeg, am 1. Februar. — 6. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection vom 10. December 1885, 3. 1640, Präſ., betreffend das Aus- 
maß und Einhebung der directen Steuern für das Jahr 1886. — 7. Kundmachung 
der k. k. Statthalterei vom 12. Jäuner 1886, 8. 1752, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer von Wein für die Stadt- 
gemeinde Wieliczka. 8. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 
1886, Z. 1752, betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur 
Verzehrungsſtener von Fleiſch für die Gemeinde der Bezirksſtadt Stanislau. — 
9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 1886, 3. 1752, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer 
von Fleiſch und Wein für die Gemeinde der Bezirksſtadt Wadowice. — 
10. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 1886, Z. 1752, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer 
von Wein für die Stadtgemeinde Kuty, Koſſower Bezirkes. 11. Geſetz vom 
3. Jänner 1886, womit der Stadtgemeinde Podgoͤrze, Wieliczkaer Bezirkes, die 
Einhebung von Auflagen von den in dieſer Stadt verbrauchten ſpirituoſen Ge⸗ 


tränken bewilligt wird. — 12. Geſetz vom 3. Jänner 1885, womit der Gemeinde 


Tyczyn, Rzeszower Bezirkes, die Bewilligung zur Einhebung einer Auflage von 
verſüßten Getränken ertheilt wird. 

IV. Stück. Ausgeg. am 2. Februar. 
halterei vom 17. Jänner 1886, 3. 2830, betreffend die Bewilligung zur Ein- 
hebung im Jahre 1885 der Gemeindezuſchläge zu den directen Steuern, den 
Gemeinden: Bör wilkowicki, Klucznikowice, ruft, Rypianka, Zagrödki, Lubyeza 
und Parypsy. — 14. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 20. Jänner 
1886, 3. 3611, betreffend die Bewilligung der Gemeinde Labacz zur Einhebung 
eines Zuſchlages zu den directen Steuern. 


V. Stück. Ausgeg. am 15. Februar. 15. Geſetz vom 22. Jänner 1886, 
womit eine Friſt zur Einbringung der Beſchwerden an den Gemeinderath gegen 
die Verfügungen des Präfidenten, des Magiſtrates und anderer Gemeindeorgane 
der königl. Hauptſtadt Lemberg beſtimmt wird. 16. Geſetz vom 22. Jänner 
1886, betreffend die Entſcheidung über Beſchwerden gegen die Verfügungen des 
Gemeindevorſtandes. 17. Geſetz vom 20. Jänner 1886, betreffend die Be⸗ 
freiung der nenentſtehenden Gewerbsanlagen von allen Steuerzuſchlägen, mit 
Ausnahme der landesfürſtlichen. 

VII. Stück. Ausgeg. am 15. März. 20. bis 26. Kundmachungen der 
k. k. Statthalterei vom 7. Februar 1886, Z. 6850, womit mehreren Gemeinden 
das Recht zur Einhebung der Mauthgebühren ertheilt wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 15. März. 27. bis 29. Kundmachungen der 
k. k. Statthalterei vom 20. Februar 1886, 3. 9568, womit mehreren Gemeinden 
das Recht zur Einhebung der Mauthgebühren ertheilt wird. 

(Fortfetzung folgt.) 


13. Kundmachung der k. k. Statt⸗ 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär und Leiter der Bezirks- 
hauptmannſchaft in Imoski Friedrich Karl Fürſten zu Hohenlohe anläßlich 
ſeines Austrittes aus dem Staatsdienſte den Titel eines Statthaltereirathes tax⸗ 
frei verliehen. 1 

Seine Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Auton Grafen Pace und 
Dr. Vincenz Bernard, den mit dem Titel eines Bezirkshauptmaunes beklei⸗ 
deten Miniſterial⸗Viceſecretär Eduard Freiherrn von Guſſich und den Miniſterial⸗ 
Viceſecretär Eduard Swoboda Edlen von Fern ow zu Miniſterialſeeretären im 
Minifterium des Innern ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Miniſterium für 
Landesvertheidigung Anton Galimberti anläßlich deſſen Peuſionirung den 
Titel und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereifecretäre Dr. Alphons Ritter von Scherer und Friedrich Marek 
zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Dr Alexauder Freiherrn 
von Neupauer und Dr. Michael Gſtettenhofer zu Statthaltereijecretären in 
Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Anton Hilbert und Wenzel Safafik, dann den Mini⸗ 
ſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Heinrich Grafen Baillet von 
Latour zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des Innern Camill Nazowsky und 
den Statthaltereiſeeretär Johann Prokeſch zu Bezirkshauptmännern, dann die 
Bezirkscommiſſäre Franz Nawratil und Franz Sedlacek zu Statthalterei— 
jecvetären in Mähren ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Zöglinge der k. und k. 
orientaliſchen Akademie Felix Ritter von Lewiecki, Heinrich Jehlitſchka, 
Eugen Liebmann, stephan von Ugron, Stephan von Lippert und Bela 
Merle zu Conſulareleven ernannt. 


Erledigungen. 
Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der Landesregierung in der Bukowina in 
der eilften Rangsclaſſe, bis 28. December. (Amtsbl. Nr. 286.) 
Mehrere Rechnungsprakticantenſtellen, vorläufig ohne Adjutum, bei der 
niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdirection. (Amtsbl. Nr. 288.) 
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Die stetige Fortentwicklung des Bergwesens, welche auch auf 
die Handhabung des Berggesetzes nicht ohne Einfluss geblieben ist 
und die bergrechtliche Praxis vielfach anders gestaltete, als dies ur- 
sprünglich den Gesetzgebern vorgeschwebt hat, ferner die inzwischen 
erfolgte, der wachsenden Bedeutung des Bergbaues Rechnung tragende 
Errichtung selbstständiger Bergbehörden, sowie nicht minder der Hin- 
blick auf zahlreiche neue Gesetze und Verordnungen, welche in das 
Bergwesen eingreifen, veranlassten die Herren Autoren, in diesem 
Buche eine Darstellung des österreichischen Bergrechtes auf Grundlage 
der gegenwärtig geltenden Praxis zu geben, welche einem wirklichen 
Bedürfnisse entspricht. 

Nicht allein der praktische Fachmann, sondern auch die P. T. 
Verwaltungsbeamten und Juristenkreise werden das Werk als verläss- 
lichen Rathgeber sehr wohl schätzen. 


Dr. 


Vorräthig in allen Buchhandlungen. 


i Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 33 der Erkeuntnuiſſe 1886. 
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